
„Unser Gesundheitssystem 
menschlicher ausrichten“

Interview mit NRW-Gesundheitsministerin Barbara Steffens
KGNW Kompakt: Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie sind nun schon über 100 Tage im 
Amt als nordrhein-westfälische Gesundheitsministerin. Was ist Ihr bisheriges Fazit und 
was sind Ihre ersten Eindrücke?

Steffens: Es ist unglaublich, wie viel im Gesundheitsbereich nicht funktioniert, weil 
unterschiedliche Kostenträger sich die Zuständigkeiten gegenseitig zuschieben, und 
wie viele Konkurrenzkämpfe um die begrenzten Mittel stattfinden. Leider geraten damit 
diejenigen oft aus dem Blick um die es eigentlich gehen sollte: die Patientinnen und 
Patienten. Dementsprechend viel muss getan werden, um ein menschliches und 
zukunftsfestes Gesundheitssystem zu erhalten. Bisher bin ich aber auf viele offene 
Ohren gestoßen und glaube, gemeinsam ist viel zu bewegen.

KGNW Kompakt: In welchen Bereichen der Gesundheitsversorgung sehen Sie derzeit 
den dringendsten Handlungsbedarf und die größten Herausforderungen?

Steffens: Wie schon gesagt, für das Gesamtsystem gilt: Wir müssen unser Gesund-
heitswesen menschlicher und sozialer ausrichten. Vor dem Hintergrund des demo-
graphischen Wandels sehe ich dabei einen besonderen Handlungsbedarf in der Ver-
sorgung älterer und hoch betagter Menschen. Konkret wird es um die Vermeidung 
 stationärer Aufenthalte durch Optimierung der Behandlungsprozesse im ambulanten 
Bereich gehen. Oder die Fehlbelegung in 
Fachabteilungen, die sich mit den Besonder-
heiten älterer multimorbider Patienten nicht 
in dem notwendigen Maße auseinander set-
zen können. Hier ist geriatrische Fachkom-
petenz gefragt. Oder die ganz praktische 
Frage: Wie gehen wir mit Demenzerkrankten 
um, die akutmedizinisch in einem Kranken-
haus behandelt werden müssen? Hier sind 
Krankenkassen wie Krankenhäuser gefor-
dert, adäquate Versorgungskonzepte zu ent-
wickeln. Aber auch die Versorgung psychisch 
kranker Kinder und Jugendlicher, deren Zahl 
in den letzten Jahren überproportional 
gestiegen ist, bereitet mir große Sorgen. Hier 
wollen wir mit der Landesgesundheitskonfe-
renz im Dezember 2010 zu gemeinsamen 
Verabredungen kommen. 

Eine große Herausforderung sehe ich ferner 
in der Sicherstellung der Gesundheitsversor-
gung angesichts einer zu erwartenden 
demographiebedingten Zunahme der Nach-
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frage nach Gesundheitsleistungen einer-
seits und einem zumindest regional zu 
erwartenden Ärztemangels anderer-
seits. Die Länder haben sich deshalb 
bereits intensiv Gedanken gemacht und 
einen Katalog an Maßnahmen beschlos-
sen. Wir wollen u.a., dass die Landes-
ebene künftig bei der Bedarfsplanung im 
ambulanten Sektor stärker mitentschei-
den kann. Und Bedarfsplanung muss 
künftig auch einen sektorenübergreifen-
den Ansatz haben. Bei der weiteren 
Konkretisierung werden wir auch die 
Vorstellungen der KGNW einbeziehen.

KGNW Kompakt: Als tragende Säule der 
medizinischen Versorgung in unserem 
Land brauchen die Krankenhäuser stabi-
le und berechenbare Rahmenbedingun-
gen. Das Land Nordrhein-Westfalen hat 
allerdings die Letztverantwortung für eine 
flächendeckende stationäre Versorgung 
und den Sicherstellungsauftrag. Wie ist 
die zeitliche Planung für die Aufstellung 
eines neuen Krankenhausrahmenplans?

Steffens: An der Zuständigkeit des Lan-
des für die Krankenhausplanung halte ich 
insbesondere deshalb fest, weil mir die 

Sicherstellung einer wohnortnahen stati-
onären Grundversorgung am Herzen 
liegt. Die Überarbeitung des Kranken-
hausplans ist überfällig. Gleichwohl 
werde ich die bisherigen Vorarbeiten 
intensiv intern diskutieren. Mir ist die 
Übereinstimmung mit meinen Vorstellun-
gen einer humanen Krankenhausversor-
gung wichtiger als Schnelligkeit. Dennoch 
habe ich die feste Absicht, die Kernpunk-
te des Rahmenplans Anfang nächsten 
Jahres vorzulegen.

KGNW Kompakt: Die Krankenhäuser in 
NRW sind zusätzlich zu einem im Ver-
gleich der Bundesländer geringen Lan-
desbasisfallwert auch durch eine seit 
Jahren ungenügende Investitionsfinan-
zierung benachteiligt. Inwiefern wird das 
Land zukünftig seiner gesetzlichen Auf-
gabe einer entsprechenden Investitions-
finanzierung der Kliniken nachkommen? 
Wie wird der im Koalitionsvertrag verein-
barte Sondertopf für die Krankenhäuser 
ausgestaltet werden?

Steffens: Alle Länder, nicht nur Nord-
rhein-Westfalen, haben seit Jahren 
erhebliche Mühe, die Investitionsförde-
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rung für die Krankenhäuser zu finanzie-
ren. NRW schneidet dabei zusätzlich 
auch im Ländervergleich nicht gut ab, 
das ist wahr. Als Gesundheitsministerin 
wünsche ich mir das anders, aber ich 
stehe zugleich auch in einer Gesamtver-
antwortung für alle politischen Ziele der 
Landesregierung. Deshalb kann und will 
ich heute nur bekräftigen, dass mir dieses 
dringende Anliegen der Krankenhäuser 
bewusst ist und ich dafür eintreten werde, 
dass es zur Geltung kommt. 

Trotzdem bestätigt der RWI-Rating-Report 
2009 ein besonders niedriges Insolvenzri-
siko für die hiesigen Krankenhäuser und 
erklärt dies auch mit der durchgängig pau-
schalen Förderung. Diese Pauschalfinan-
zierung wird von der großen Mehrheit der 
Krankenhäuser begrüßt, weil sie ihnen 
unter anderem mehr finanzielle Planungs-
sicherheit und eine ungleich höhere Flexi-
bilität als die vorherige Einzelförderung 
bietet. Es gibt jedoch unbestritten auch 
Investitionen, die für die flächendeckende 
und wohnortnahe Krankenhausversor-
gung der Bevölkerung unerlässlich sind, 
die sich aber betriebswirtschaftlich nicht 
rechnen und auch nicht mit den regulären 
Pauschalen finanzierbar sind. Hier wie 
auch bei anderen Problembereichen müs-
sen wir prüfen, ob wir mit einem Sonder-
fonds Krankenhäuser gezielte Handlungs-
möglichkeiten schaffen können. Dies soll 
aber nicht aus den bisherigen Pauschalen 
abgezogen werden.

Ich will eine weitere Bemerkung anfügen: 
Investitionen in Bauten und Geräte sind 
häufig unerlässlich, um eine medizinisch 
hochwertige und finanzierbare Behand-
lung der Patientinnen und Patienten zu 
ermöglichen. Aber sie können nicht erset-
zen, was an menschlicher Pflege, Sorge 
und Zuwendung im Krankenhaus verlo-
ren zu gehen droht. Und sie gehen an 
den Interessen der Patientinnen und 
Patienten vorbei, wenn sie ein Kranken-
haus nur wirtschaftlicher machen, aber 
nicht menschlicher.

Vor diesem Hintergrund halte ich es für 
absolut falsch, dass die Bundesregierung 
in ihrem Entwurf des GKV-FinG das bis-
herige gesetzliche Ziel einer weiteren 
Vereinheitlichung der Landesbasisfall-
werte ab 2015 aufgegeben hat – mit der 
absurden Begründung, dies eröffne einen 
„gewissen Preiswettbewerb zwischen 
den Ländern“. Als ob ein solcher Wettbe-
werb bestünde oder sinnvoll wäre. Klar ist 
nur: Wenn das so Gesetz wird, werden 
nordrhein-westfälische Krankenhäuser 
für ihre guten Leistungen dauerhaft 
schlecht bezahlt: Zu Lasten der Patientin-
nen und Patienten, der Pflegerinnen und 
Pfleger, der Ärztinnen und Ärzte in Nord-
rhein-Westfalen und der Beitragsleisten-
den in unserem Land. Auch insoweit 
betreibt der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung „zur nachhaltigen und sozial 
ausgewogenen Finanzierung der GKV“ 
also schweren Etikettenschwindel. Denn 
eine solche Finanzierung der Kranken-
häuser ist weder nachhaltig noch sozial 
ausgewogen.

KGNW Kompakt: Im Sinne der vernetz-
ten ambulant-stationären Patientenver-
sorgung und einer größeren Wahlmög-
lichkeit für die Patienten wollen die Klini-
ken in NRW einen Beitrag zum Abbau der 
Sektorengrenzen leisten und sich zu 
Gesundheitszentren weiterentwickeln. 
Wie beurteilen Sie die derzeitigen Pläne 
der Bundesregierung für eine neue 
Gesundheitsreform? 

Steffens: Die Reformpläne der Bundes-
regierung haben vor allem zwei Ziele: 
Zum einen die Schließung der geschätz-
ten Finanzlücke 2011 in der GKV von 11 
Mrd. € und zum anderen einen langfristi-
gen Umbau unseres GKV-Systems – ins-
besondere dessen Finanzierung. Unstrei-
tig ist: Wir brauchen schnell Maßnahmen, 
um die Finanzlücke zu schließen. Gelingt 
das nicht, drohen hohe Zusatzbeiträge 
und in der Folge Insolvenzen bzw. Schlie-
ßungen von Kassen. Die Schließung der 
Finanzlücke wird auf viele Schultern ver-
teilt; dies ist grundsätzlich richtig. Aller-
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dings sehe ich die Gefahr, dass z.B. ein 
geringerer Zuwachs im Krankenhausbe-
reich durch Senkung von Personalkosten 
– vor allem bei den Pflegekräften – kom-
pensiert werden könnte. Das wäre nicht 
richtig. Die vorgesehene Art der finanziel-
len Beteiligung der Krankenhäuser an 
den notwendigen Sparmaßnahmen ist 
deshalb kritisch zu prüfen.

Die Absicht der Bundesregierung, die bis-
her von einer breiten gesellschaftlichen 
Akzeptanz getragene solidarische Kran-
kenversicherung für eine einkommens-
unabhängige Finanzierung aufzugeben 
und die Arbeitgeber aus ihrer Mitverant-
wortung für zukünftige Ausgabensteige-
rungen zu entlassen, lehne ich dagegen 
komplett ab. Eine solche Entsolidarisie-
rung wollen wir als Landesregierung nicht 
hinnehmen und Nordrhein-Westfalen als 

bevölkerungsreichstes Land bezieht 
dazu im Bund eindeutig Stellung. 

Auch andere Reformelemente, die zu 
einem Schwenk hin zu einem zuneh-
mend kommerzialisierten Gesundheits-
wesen führen werden, lehne ich entschie-
den ab. Ich denke dabei z.B. an die Über-
tragung des Kartellrechts auf die 
Vertragsbeziehungen der Krankenkas-
sen oder die Verlagerung des Rechts-
wegs bei Vergabe- und Kartellrechtsstrei-
tigkeiten auf die Zivilgerichte. Die damit 
eingeleitete Entwicklung passt nicht zu 
meiner Vorstellung eines vor allem huma-
nen, an den Patientinnen und Patienten 
orientierten Gesundheitswesens.

KGNW Kompakt: Sehr geehrte Frau 
Ministerin, wir bedanken uns bei Ihnen 
für das Interview.

Täglich sterben in Deutschland drei Menschen, die mit einer Organspende hätten 
weiterleben können. Etwa 12.000 Patienten warten in Deutschland auf lebens-
rettende Organspenden. Zwar stieg die Spendenbereitschaft, aber noch immer 
 stehen nicht ausreichend Organe zur Verfügung. 

Die Organspende ist von übergeordneter medizinischer und gesamtgesellschaft-
licher Bedeutung und bedarf eines hohen individuellen und institutionellen Engage-
ments aller Prozessbeteiligten. 

Vor diesem Hintergrund rufen nach eingehender Beratung das Präsidium und der 
Vorstand der KGNW alle Mitgliedskrankenhäuser zu

 1.   einer konsequenten Fortführung und ggf. Intensivierung des zweifellos 
hohen Engagements aller Prozessbeteiligten unter Federführung der Kran-
kenhausgeschäftsleitung,

 2.   einer regelmäßigen Überprüfung der Vorgaben des § 3 AG-TPG bzgl. klinik-
interner Handlungsanweisungen und der Dokumentation aller Todesfälle 
durch eine primäre oder sekundäre Hirnschädigung und 

 3.   ggf. einer Nutzung der Wanderausstellung mit dem Titel „Leben schenken“ 
der DSO

auf.

„Organspende fördern“
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Krankenhäuser dürfen mit Kostensteigerungen nicht 
allein gelassen werden

Die nordrhein-westfälischen Kranken-
häuser lehnen die Kürzungspläne der 
Bundesregierung für den Krankenhaus-
bereich entschieden ab. Der Entwurf des 
GKV-Finanzierungsgesetzes (GKV-FinG) 
sieht vor, dass die Preise für akutstatio-
näre Krankenhausleistungen und die 
Krankenhausbudgets von psychiatri-
schen und psychosomatischen Einrich-
tungen im Jahr 2011 nur um 0,9 Prozent 
(minus 0,25 Prozent) angehoben werden 
dürfen. Die offiziell vom Bundesministeri-
um für Gesundheit veröffentlichte Grund-
lohnrate, die für die Erhöhung der Ein-
nahmeseite der Krankhäuser maßgeblich 
ist, beträgt für das Jahr 2011 ohne den 
nunmehr im GKV-FinG festgelegten 
Abzug eigentlich 1,15 Prozent. Zusätzlich 
soll auch für das Jahr 2012 die Grund-
lohnsummenrate, die erst im kommen-
den Jahr veröffentlicht wird, um 0,5 Pro-
zent abgesenkt werden. 

Weiterhin ist vorgesehen, dass für Leis-
tungen, die Krankenhäuser im Vergleich 
zum jeweiligen Vorjahr zusätzlich verein-
baren (Mehrleistungen), ein Abschlag 
vorgenommen wird, dessen Höhe im 
Jahr 2011 bei 30 Prozent liegt und der ab 
2012 vertraglich mit den Krankenkassen  
zu vereinbaren ist.

Im Zug des Gesetzgebungsverfahrens 
wurden die ursprünglich geplanten finan-
ziellen Einschnitte für die Krankenhäuser 
etwas gelockert, indem die zuerst vorge-
sehene Halbierung der Grundlohnrate in 
eine Abzugsrate umgewandelt wurde. 
Diese Änderungen im Sinne der Kran-
kenhäuser sind angesichts der Wirt-
schaftslage mehr als gerechtfertigt und  
dringend notwendig. Die Kostensteige-
rungen 2011 und 2012 werden weit höher 
liegen als die zugestandenen Zuwachs-
raten. 

So werden sowohl die vorgesehenen 
Absenkungen der Grundlohnraten als 

auch der Abschlag auf die Mehrerlöse die 
Krankenhäuser in den kommenden Jah-
ren vor gravierende finanzielle Probleme 
stellen. Tarifabschlüsse im kommenden 
Jahr in Höhe von über drei Prozent, wie 
es derzeit von Bundeskanzlerin und Bun-
deswirtschaftsminister befürwortet wird, 
sind mit diesen für die Krankenhäuser per 
Gesetz verringerten Preiszuwächsen 
nicht zu finanzieren. Wenn der Auf-
schwung nicht an den 1,1 Millionen 
Beschäftigten im Krankenhaus vorbei 
gehen soll, muss das Gesetz nachgebes-
sert werden.

Hier fordert die KGNW die Einführung 
des Kostenorientierungswertes im Jahr 
2012, der die Grundlohnrate ablösen soll 
sowie eine Öffnungsklausel für die zumin-
dest anteilige Refinanzierung der Tarif-
steigerungen. Die mit den Tarifsteigerun-
gen im Krankenhausbereich verbunde-
nen Mehrausgaben der gesetzlichen 
Krankenkassen sind aufgrund der aktuel-
len konjunkturellen Entwicklung finanzier-
bar. So wird das ursprünglich geschätzte 
Defizit der gesetzlichen Krankenkassen 
von elf Milliarden Euro inzwischen um 
mehrere Milliarden unterschritten. 

Darauf hat der Präsident der Kranken-
hausgesellschaft Nordrhein-Westfalen, 
Dr. Hans Rossels, im Laufe des Gesetz-
gebungsverfahrens hingewiesen und 
angesichts der Kürzungspläne der Bun-

Dr. Hans Rossels
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desregierung hervorgehoben, dass allein 
durch die Tarifabschlüsse und steigenden 
Sozialversicherungsbeiträge Kostenstei-
gerungen von circa 250 Millionen Euro für 
die Kliniken in NRW zu erwarten seien. 
Dies müsse in der Diskussion zu Kürzun-
gen bei den Krankenhäusern berücksich-
tigt werden. Es dürfe nicht auf Kosten der 
Patienten gespart werden. 

Dr. Rossels hob zudem hervor, dass der 
Anteil der Kosten für Personal an den 
Ge samtkosten eines Krankenhauses 
circa zwei Drittel betrage. Die Regierung 
müsse sich hier an ihre eigenen Festle-
gungen im Koalitionsvertrag erinnern, in 
dem der Krankenhausbereich als Wachs-
tums-, Inno vations-, und Beschäftigungs-
motor be schrieben wurde. So sind die 
Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen 
nicht nur die tragende Säule der medizini-
schen Versorgung und des medizinischen 
Fortschritts, sondern mit rund 230.000 
Beschäftigten auch ein bedeutender Wirt-
schaftsfaktor und Arbeitgeber im Land. In 
vielen Regionen Nordrhein-Westfalens 
sind Krankenhäuser die größten Arbeit-
geber und nehmen mit rund 18.000 Aus-
zubildenden auch ihre gesellschaftliche 
Verantwortung für die Ausbildung wahr. 

Die Krankenhäuser dürften mit den Stei-
gerungen bei den Personal- und Sach-
kosten sowie den Sozialversicherungs-
beiträgen, die sie selbst nicht zu verant-
worten haben, nicht völlig allein gelassen 
werden, betonte der KGNW-Präsident. 
Eine „intelligente“ Sparstrategie sollte 
nicht an den Menschen sparen, die täg-
lich rund um die Uhr für die Patienten da 
sind. „Auch dürfen die Sparpläne nicht 
dazu führen, dass das erst 2008 verab-
schiedete Pflegeförderprogramm der 
Bundesregierung ins Leere läuft“, erklärte 
Dr. Rossels. 

Dies gelte insbesondere vor dem Hinter-
grund der Ende September veröffentlich-
ten Prognosen des Schätzerkreises zur 
Einnahmesituation der Gesetzlichen 
Krankenversicherung für die Jahre 2010 

und 2011. Die Prognose für 2010 wurde 
erfreulicherweise um 1 Mrd. Euro nach 
oben korrigiert, da die anziehende wirt-
schaftliche Entwicklung in Verbindung mit 
einer sinkenden Arbeitslosenzahl mehr 
Geld in den Fonds bringt. Die gesetzliche 
Vorgabe des Aufbaus einer Liquiditätsre-
serve in Höhe von mindestens 20 Pro-
zent einer Monatsausgabe kann dement-
sprechend voraussichtlich bereits zum 
Jahresende 2010 erreicht werden. Für 
das Jahr 2011 wird ein Überschuss der 
GKV-Einnahmen von 2,2 Mrd. Euro prog-
nostiziert.

Der Hauptgeschäftsführer der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG), Georg 
Baum, und der KGNW-Präsident Dr. 
Hans Rossels zeigten sich zudem sehr 
enttäuscht von der ordnungspolitischen 
Kehrtwende, die die Koalition mit der 
dauerhaften Absenkung der Vergütungen 
von Leistungszuwächsen, die bei den Kli-
niken durch Fallzahl- und Fallschwere-
steigerungen entstehen, installiert. 

Hier sollen die Krankenkassen den Kran-
kenhäusern nicht nur in der zweijährigen 
Kostendämpfungsphase, sondern für alle 
Zeiten für Mehrleistungen Preisminde-
rungen abverlangen können.

Die Koalition verlasse mit dieser Vorgabe 
die Grundprinzipien der leistungsorien-
tierten Vergütung. Bundesweit etwa 
1.500 Krankenhäuser werden mit den 
Krankenkassen im Streitfall vor Schieds-
stellen über die Höhe solcher Zwangsra-
batte streiten müssen. Der Weg zurück in 

6

Georg Baum
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„Aktuelle offizielle Zahlen zur Kranken-
hausstatistik belegen die hohe Leistungs-
fähigkeit und Effizienz der nordrhein-
westfälischen Kliniken in der Versorgung 
ihrer Patientinnen und Patienten“, 
be wertete Dr. Hans Rossels, Präsident 
der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-
West falen (KGNW) die vorgelegten 
Ergebnisse des statistischen Landes-
amts „Information und Technik Nordrhein-
Westfalen“. 

Mit rund 4,1 Millionen Patientinnen und 
Patienten in den nordrhein-westfälischen 
Kliniken in 2009 habe sich die Zahl der 
behandelten Personen im Vergleich zum 
Jahr 2000 um 8 Prozent erhöht. Im glei-
chen Zeitraum sank aber die durch-
schnittliche Verweildauer im Kranken-
haus von 10,4 Tagen auf 8,1 Tage und die 
Zahl des nichtärztlichen Personals sank 
von 208.500 auf 202.100. „Die Zahlen 
zeigen die Realität in den nordrhein-west-
fälischen Kliniken: Immer mehr Patienten 
müssen in immer kürzerer Zeit von immer 

weniger Personal versorgt werden“, stell-
te Dr. Rossels fest. 

„Diese Schraube darf nicht überdreht 
werden. Die Effizienzreserven sind aus-
geschöpft. Um weiterhin eine wohnort-
nahe Patientenversorgung auf hohem 
Niveau sicherstellen zu können, benöti-
gen die Kliniken das entsprechende 
 qualifizierte Personal“, hob der KGNW-
Präsident hervor. Grundlage dafür sei 
eine ausreichende Refinanzierung der 
Personal- und Sachkosten. Es dürfe nicht 
weiter bei den Kliniken gekürzt werden, 
erklärte Dr. Rossels und kritisierte die 
Sparpläne der Bundesregierung scharf.  
Nach dem GKV-FinG sollen die Kranken-
häuser bundesweit im Rahmen der 
gesetzlichen Deckelung nunmehr im Jahr 
2011 einen finanziellen Zuwachs in Höhe 
von 540 Mio. Euro erhalten, aber damit 
können die Kliniken 1,5 Mrd. Euro Kos-
tensteigerungen allein für das Jahr 2011 
nicht finanzieren. 

Aktuelle Zahlen belegen Leistungsfähigkeit 
der NRW-Kliniken

die Selbstkostendeckung sei damit vor-
gezeichnet und die Morbiditätslasten der 
alternden Gesellschaft werden in unzu-
lässiger Weise den Kliniken aufgebürdet, 
so die Krankenhausvertreter. Es komme 
zu doppelten Abzügen, weil bereits auf-
grund der bestehenden Regelungen für 
die Preisbildung auf der Landesebene 
Mehrleistungen zu Preisminderungen 
führen. Vorort-Kürzungen plus Landes-
kürzungen führten zu einer nicht gerecht-
fertigten Unterfinanzierung. Als Folge von 
Leistungsverlagerungen zwischen Kran-
kenhäusern komme es zudem dazu, 
dass für die stationäre Versorgung insge-
samt weniger Mittel zur Verfügung ste-

hen, da das expandierende Krankenhaus 
Abschläge auf den originären Preis der 
Leistung hinnehmen muss. Die Länder 
im Bundesrat hätten völlig zu Recht für 
die Streichung der Mehrleistungsab-
schläge aus dem Kostendämpfungspro-
gramm der Koalition plädiert. Es sei keine 
faire Lastenverteilung, sondern eine Pro-
vokation, dass die Krankenhäuser als der 
Leistungsbereich des Gesundheitswe-
sens mit den anerkannt höchsten Belas-
tungen dauerhaft Kostendämpfungsbei-
träge leisten soll, während für Ärzte und 
Zahnärzte die Kostendämpfung nach 
zwei Jahren beendet werde.
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Anpassung der Prozesse in Informations- und 
 Medizintechnik an neue Regelungen notwendig

Die Anfang 2011 erscheinende Norm 
DIN EN 80001-1 und die bereits in Kraft 
getretene 4. Novelle des Medizinproduk-
terechts bringen neue Rahmenbedin-
gungen für das Risikomanagement von 
IT-Netzwerken und den Einsatz von 
Software im Krankenhaus mit sich. 

Zu dieser Thematik führte die Kranken-
hausgesellschaft Nordrhein-Westfalen 
(KGNW) im Oktober 2010 im Hotel Nikko 
in Düsseldorf eine Fachtagung durch. 
Unter der Überschrift „Risikomanage-
ment in medizinischen IT-Netzwerken 
und Software als Medizinprodukt – Her-

Veränderungsrate für das Jahr 2011 veröffentlicht
Das Bundesministerium für Gesundheit 
hat die Veränderungsrate der beitrags-
pflichtigen Einnahmen der Mitglieder aller 
Krankenkassen je Mitglied bekannt gege-
ben. Die Veränderungsrate 2011 beträgt 
im gesamten Bundesgebiet +1,15 Pro-
zent.

Grundsätzlich ist die Veränderungsrate 
für die Vereinbarung der landesweit gel-
tenden Basisfallwerte, für die Vereinba-
rung des einheitlichen Basisfallwertes 
und des einheitlichen Basisfallwertkorri-
dors (§ 10 Abs. 9 KHEntgG) sowie für die 
Vereinbarung des Gesamtbetrags (§ 6 
Abs. 1 BPflV) maßgeblich. Entsprechend 

des Entwurfs zum GKV-Finanzierungs-
gesetz (GKV-FinG) soll in den Jahren 
2011 und 2012 jedoch nur eine abge-
senkte Veränderungsrate zur Anwendung 
kommen. Mit der Umsetzung dieser Kür-
zungsmaßnahme wird der ohnehin 
höchst problematische Rationalisierungs-
druck in den Krankenhäusern massiv 
verstärkt und die Kliniken können durch 
das mit der Halbierung der Verände-
rungsrate verbundene Sparpaket ihre 
tariflichen und sozialbeitragsbedingten 
Personalkostensteigerungen weiterhin 
nicht ansatzweise refinanzieren.
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ausforderungen für Geschäftsführung 
und IT-Bereich im Krankenhaus“ konn-
ten sich die mehr als 100 Teilnehmer in 
drei Fachvorträgen über den rechtlichen 
Rahmen sowie über praktische Umset-
zungsmöglichkeiten informieren. 

Dr. Volker Lücker, Fachanwalt für Medi-
zinrecht und Spezialist für Medizinpro-
dukterecht ging in seinem Vortrag „Neue 
DIN EN 80001-1 und Änderung des 
Medizinproduktegesetzes – Rechtliche 
Bewertung der Auswirkungen auf die 
Krankenhäuser“ auf die Verbindlichkeit 
der neuen Norm für die Krankenhausträ-
ger und die Vorgaben zur Umsetzung im 
betrieblichen Risikomanagement ein. 
Ein weiteres Thema waren die sich aus 
den Änderungen des Medizinprodukte-
rechts ergebenden Pflichten für die 
Krankenhäuser. Lücker wies darauf hin, 
dass Medizinprodukte nur nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik 
betrieben werden dürften und Normen 
wie die DIN EN 80001-1 als solche aner-

kannten Regeln der Technik zu betrach-
ten seien. 

Armin Gärtner, öffentlich bestellter Sach-
verständiger für Medizintechnik und 
Telemedizin, stellte aus Expertensicht 
den Zusammenhang zwischen den 
bestehenden und zukünftigen medizini-
schen IT-Netzwerken in Krankenhäu-
sern und der darin eingesetzten Soft-
ware heraus und beantwortete die 
Frage, welche Software als Medizinpro-
dukt zu betrachten sei. Daraus ableitend 
hob er die Herausforderungen hervor, 
denen sich Geschäftsführung, Medizin-
technik und IT-Bereich im Krankenhaus 
heute und zukünftig stellen müssten. Als 
elementar werde sich, so Gärtner, für die 
Krankenhäuser in Zukunft die Kooperati-
on zwischen den Bereichen Informati-
onstechnologie und Medizintechnik 
erweisen.

Dr. Stefan Walther, CIO und Dezernent 
IKT am Universitätsklinikum in Düssel-

Referenten der Fachtagung im Gespräch mit Mitarbeitern der KGNW-Geschäftsstelle: Dr. Volker Lücker, Fachanwalt 
für Medizinrecht und Spezialist für Medizinprodukterecht; Burkhard Fischer, KGNW-Hauptreferent Krankenhausor-
ganisation; Dr. Stefan Walther, CIO und Dezernent IKT am Universitätsklinikum Düsseldorf; Armin Gärtner, öffentlich 
bestellter Sachverständiger für Medizintechnik und Telemedizin und Jakob Scholz und Ralf Claßen, Referenten 
Krankenhausorganisation bei der KGNW (v. r. n. l.).
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In der Sicherung der medizinischen Ver-
sorgungsqualität im Krankenhaus setzen 
sich die Krankenkassen und die Kran-
kenhausgesellschaft in Nordrhein-West-
falen zusammen mit den Ärztekammern 
Westfalen-Lippe und Nordrhein für eine 

weitere Modernisierung der Qualitäts-
sicherung ein. Die „Qualitätsinitiative 
NRW“ will sich auf bestimmte zentrale 
Verbesserungsbereiche in der Kranken-
hausbehandlung konzentrieren. Diese 
Zielsetzung wurde von den Vertragspart-

Gemeinsame Qualitätsinitiative NRW 
gestartet

Die über 100 Teilnehmer folgten den Ausführungen von Dr. Walther zur Frage, ob Software ein Medizinprodukt sei.

dorf, und sein Mitarbeiter Peter Klink-
hammer zeigten abschließend exempla-
risch den praktischen Ansatz ihres 
 Hauses zur Umsetzung der komplexen 
Anforderungen der Medizinprodukte-
Betreiberverordnung. Walther ging dabei 
von der These aus, dass ein Kranken-
hausinformationssystem, unabhängig da -
von, ob es tatsächlich durch den Herstel-
ler als solches ausgewiesen ist, besser 
als Medizinprodukt betrachtet werden 
sollte und stellte die Chancen, aber auch 
die Risiken und den Aufwand aus dieser 

Betrachtungsweise für das umsetzende 
Krankenhaus heraus.

Burkhard Fischer, KGNW-Referatsleiter, 
dankte zum Abschluss den Referenten für 
ihre informativen Beiträge und leitete die 
abschließende Diskussion, in der deutlich 
wurde, dass in den nordrhein-westfäli-
schen Krankenhäusern die Themen „Medi-
zinische IT-Netzwerke“ und „Software als 
Medizinprodukt“ noch sehr unterschiedlich 
umgesetzt werden und in der Veranstal-
tung wertvolle Orientierungshilfen zur 
Um setzung gegeben werden konnten.
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nern auf der „8. Ergebniskonferenz NRW 
Qualitätssicherung im Krankenhaus“ in 
Münster hervorgehoben. 

Die Beteiligten arbeiten an der Optimie-
rung der Patientenversorgung. Gemein-
sam setze man sich nun messbare Ziele, 
die innerhalb der nächsten zwei Jahre 
erreicht werden sollen. Damit werden 
erstmals über die kontinuierliche Quali-
tätsarbeit in jedem einzelnen Kranken-
haus hinaus Gesamtziele für Nordrhein-
Westfalen vereinbart. Dies bewertet die 
Initiative als „Meilenstein auf dem Weg zu 
einer gemeinsam getragenen Qualitäts-
strategie“. Bereits zum 8. Mal werden die 
Ergebnisse der stationären Qualitätssi-
cherung dem Fachpublikum und der 
Öffentlichkeit vorgestellt. „Die Kranken-
häuser haben sich der Herausforderung 
gestellt und haben die gemeinsam von 
Kassen, Ärztekammern und KGNW 
getragene externe Qualitätssicherung als 
Chance begriffen, sich untereinander zu 
vergleichen, voneinander zu lernen und 
so die Qualität kontinuierlich zu verbes-
sern. Teilweise in einem so nicht zu 
erwartenden Tempo“, sagte Matthias 
Blum, Geschäftsführer der Krankenhaus-
gesellschaft Nordrhein-Westfalen. „In 
einigen Bereichen sagen unsere medizi-
nischen Expertengruppen, dass noch 
mehr möglich ist. Deshalb wollen wir aus-

gewählte Indikatoren zusammen mit den 
Kliniken besonders in den Blick nehmen.“ 

„Es muss gelingen, die Qualitätssiche-
rung so weiterzuentwickeln, dass nicht 
nur der medizinische Eingriff im engeren 
Sinne im Fokus steht. Hier haben wir ein 
hohes Qualitätsniveau erreicht, das wir 
nicht ständig neu beweisen müssen“, 
erläuterte Martin Litsch, Vorsitzender des 
Vorstandes der AOK Westfalen-Lippe 
und zugleich Vorsitzender des Lenkungs-
ausschusses QS NRW. „Wir müssen jetzt 
den Schwerpunkt auf die Patientenpers-
pektive richten: Die Behandlungsqualität 
muss ganzheitlich beurteilt werden. 
Neben dem medizinischen Eingriff gehört 
auch die korrekte Indikationsstellung und 
die entsprechende Nachsorge mit in die 
Qualitätsbewertung. Auf der Basis von 
Routinedaten kann das sektorübergrei-
fend gelingen, ohne weitere bürokrati-
sche Hürden aufzubauen.“ Litsch beton-
te, dass Qualitätssicherung von allen 
Beteiligten als Chance verstanden wer-
den sollte, Verbesserungsprozesse zu 
identifizieren. Auf der Basis der in NRW 
sehr konstruktiven Zusammenarbeit zwi-
schen den Leistungserbringern bestün-
den hierzu große Chancen. „Von NRW 
aus kann ein Zeichen zu mehr Pragmatis-
mus und mehr Transparenz ausgehen“, 
prognostizierte der AOK-Vorsitzende.

Das Bundesministerium für Gesundheit 
(BMG) hat im September die aktuellen 
Daten zur Finanzentwicklung der GKV 
veröffentlicht. Das Halbjahresergebnis 
der GKV weist mit Einnahmen in Höhe 
von 87,37 Milliarden Euro und Ausgaben 
in Höhe von 87,25 Milliarden Euro einen 
geringen Überschuss aus. Damit stellt 
sich die Finanzsituation in der GKV deut-

lich positiver dar als ursprünglich ange-
nommen. So hatte der GKV-Schätzer-
kreis für 2010 zuletzt ein Defizit von 3,1 
Mrd. Euro erwartet. Diese Zahlen dürften 
in der nächsten Sitzung nach unten korri-
giert werden.

Ursächlich für die positive Gesamtent-
wicklung sind zum einen die deutlich 

GKV-Finanzentwicklung 
im 1. Halbjahr 2010 

positiv abgeschlossen
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Ärztemangel 
verschärft sich

Das Deutsche Krankenhausinstitut (DKI) 
hat das Gutachten „Ärztemangel im Kran-
kenhaus – Ausmaß, Ursachen, Gegen-
maßnahmen“ veröffentlicht. 

In dem vorliegenden Gutachten des DKI 
wird ein eindrucksvoller wissenschaftli-
cher Beleg für die Verschärfung des Ärz-
temangels im Krankenhaus geliefert. Mit 
dieser Studie liegt erstmals eine umfas-
sende Analyse des Ärztemangels in den 
Krankenhäusern vor. Momentan können 
laut DKI-Studie 5.500 Arztstellen in deut-
schen Krankenhäusern nicht besetzt 
werden.

„Wenn nicht unverzüglich gegengesteu-
ert wird, könnten dem Gesundheitswe-
sen in Deutschland aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung bis zum Jahr 

2019 fast 37.000 Ärzte fehlen – die meis-
ten davon in den Kliniken. Dabei wird 
deutlich, dass der Ärztemangel längst 
nicht mehr regional begrenzt ist, sondern 
eine flächendeckende Erscheinung ist. 
Besonders viele offene Arztstellen sind in 
der Psychiatrie, in der Inneren Medizin 
und in der Chirurgie gemeldet“, warnt der 
Hauptgeschäftsführer der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG) Georg 
Baum. 

Baum erläuterte weiter, dass das Gutach-
ten die wesentlichen politischen und 
betrieblichen Handlungsfelder identifizie-
re, um dem Ärztemangel wirksam zu 
begegnen. Dazu gehöre der Abbau von 
Versorgungsgrenzen zwischen dem 
ambulanten und stationären Sektor. Vor 
dem Hintergrund des zu erwartenden 

ge stiegenen Beitragseinnahmen der 
ge setzlichen Krankenversicherungen, 
die insbesondere Ausdruck des wirt-
schaftlichen Aufschwungs in Deutsch-
land sind. Das BMG versucht diese Ent-
wicklung in der Pressemitteilung aller-
dings zu relativieren und weist auf die 
erwartungsgemäß um ca. 2 Milliarden 
Euro höheren GKV-Ausgaben in der 
zweiten Jahreshälfte hin.

Die Leistungsausgaben je Versicherten 
sind im Vergleich zum ersten Halbjahr des 
Vorjahres um 4,2 Prozent gestiegen und 
liegen damit unter den Prognosen des 
GKV-Schätzerkreises. Der Anstieg bei 
den Ausgaben für Krankenhausbehand-
lungen lag im ersten Halbjahr 2010 je Ver-
sicherten bei 4,2 Prozent und damit weit 
unterhalb der GKV-Prognose des GKV-
Spitzenverbandes (6,2 Prozent). Damit 
bestätigt sich die Annahme der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft, dass es sich 

bei dem Anstieg der Ausgaben für Kran-
kenhausbehandlung im ersten Quartal 
2010 (+ 5,3 Prozent) um eine temporäre 
Folgewirkung des Krankenhausfinanzie-
rungsreformgesetzes (KHRG) handelte. 
Das BMG kommentiert die Entwicklung 
bei den Krankenhausausgaben wie folgt: 
„Der Anstieg bei den Ausgaben für die 
Krankenhausbehandlung lag im ersten 
Halbjahr 2010 je Versicherten bei 4,2 v.H. 
Auch dieser Zuwachs setzt bereits auf 
einen Anstieg von 6,6 v.H. im Jahr 2009 
auf. (…) Die Ausgabenentwicklung in den 
drei großen Ausgabenblöcken ist unter-
schiedlich zu bewerten: Bei Ärzten und 
Krankenhäusern resultieren die Zuwäch-
se der letzten beiden Jahre aus Verbes-
serungen der Honorarsituation der nie-
dergelassenen Ärzte und einer Stärkung 
der Finanzsituation der Krankenhäuser 
vor dem Hintergrund von hohen Tarifab-
schlüssen der letzten Jahre.“
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Ausmaßes des Ärztemangels müssen 
die knappen ärztlichen Ressourcen zwi-
schen den Sektoren effizienter verteilt 
werden. Die beiden Facharztschienen 
müssen daher zukünftig besser aufeinan-
der abgestimmt werden. 

Als weitere Maßnahme schlägt der 
Hauptgeschäftsführer der DKG die Erhö-
hung der Studienkapazitäten im Fach 
Humanmedizin vor. Die Reduzierung der 
Studienkapazitäten im Zuge der Reform 
der Approbationsordnung im Jahr 2002 
müsse schnellstmöglich rückgängig 
gemacht werden. Auch auf die hohe 
Abbrecherquote im Medizinstudium bzw. 
in der Übergangsphase zwischen 
Studien abschluss und Aufnahme einer 
ärztlichen Tätigkeit müsse reagiert wer-
den, beispielsweise mit ergänzenden 
Auswahlverfahren zum Numerus clau-
sus. Ein weiterer Faktor, der zu einer 
ineffizienten Nutzung der ärztlichen 
Arbeitskraft führe, ist die steigende Büro-
kratiebelastung der Krankenhausärzte. 
Die DKG fordert daher, MDK-Prüfungen 
auf ein Mindestmaß zu beschränken und 
sämtliche Dokumentationsvorgaben des 
Gesetzgebers und des Gemeinsamen 

Bundesausschusses (G-BA) unter dem 
Aspekt der Bürokratievermeidung zu 
überprüfen. Schließlich müsse auch die 
Neuordnung von Aufgaben des ärztli-
chen Dienstes vorangetrieben werden. 
Der Gesetzgeber sei aufgefordert, neue 
Berufsbilder, wie z.B. den Operations-
technischen Assistenten (OTA), endlich 
bundeseinheitlich anzuerkennen. 

„Aber auch die Krankenhäuser sind 
gehalten, entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen. So zeigt die Studie, dass eine 
noch besser strukturierte und mitarbeiter-
orientierte fachärztliche Weiterbildung 
eine Ziel führende Maßnahme gegen den 
Ärztemangel sein kann. Auch die Verein-
barkeit von Beruf und Familie ist vor dem 
Hintergrund der Feminisierung der Medi-
zin ein Standortvorteil für Krankenhäuser. 
Die DKG hat hier im letzten Jahr zusam-
men mit dem Unternehmensnetzwerk 
'Erfolgsfaktor Familie' eine Handlungshil-
fe für Krankenhäuser veröffentlicht“, 
sagte Baum. 

Die Studie „Ärztemangel im Krankenhaus 
– Ausmaß, Ursachen, Gegenmaßnah-
men“ ist unter www.dkgev.de und www.
dki.de abrufbar.

Quelle: Studie zur Altersstruktur-und Arztzahlentwicklung, 5. Auflage, 2010

Voraussichtliche altersbedingte Abgänge von Krankenhausärzten 
2010 bis 2020
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Umweltschutz als Beitrag 
zur Zukunftssicherung der Kliniken

Nachhaltige Strategien für das 
Krankenhaus von morgen
Ganz im Mittelpunkt des Umweltschutzes 
in den Krankenhäusern stand am 5. und 
6. Oktober 2010 das Kongresszentrum 
der Dortmunder Westfalenhallen. Auf 
dem 6. Krankenhaus-Umwelttag mit über 
150 Teilnehmern am 5. Oktober 2010 
wurde die Bedeutung des Umweltschut-
zes für die nachhaltige Zukunftssiche-
rung der Kliniken anhand vieler Projekte 
und Beispiele verdeutlicht sowie Strategi-
en und Lösungen diskutiert und erarbei-
tet. Der Umwelttag wurde von der Kran-
kenhausgesellschaft Nordrhein-Westfa-
len (KGNW) zum zweiten Mal in 
Zusammenarbeit mit dem „Arbeitskreis 
Umweltschutz im Krankenhaus NRW“ 
und der Fachvereinigung der Kranken-
haustechnik e. V. (FKT), dem Berufsver-
band für die Technikverantwortlichen in 
deutschen Krankenhäusern, durchge-
führt. 

Erstmals fand im Anschluss an den 
6. Krankenhaus-Umwelttag NRW die 
„Bun desfachtagung Ruhr 2010“ der 
Fachvereinigung der Krankenhaustech-
nik e. V. (FKT) statt.

„Vor dem Hintergrund des stetig wach-
senden Wettbewerbs- und Kostendrucks 
ist für die Krankenhäuser in NRW die Ent-
wicklung nachhaltiger Zukunftssiche-
rungsstrategien von großer Bedeutung. 
Projekte aus dem Bereich des Umwelt-
schutzes können hier einen wichtigen 
Beitrag leisten“, betonte Matthias Blum, 
Geschäftsführer der KGNW.

Blum erklärte in seiner Rede auf dem 
Umwelttag zur Begrüßung der Teilneh-
mer, dass auch wenn im Krankenhaus 
eine adäquate medizinische und pflegeri-
sche Behandlung der Patienten im Vor-
dergrund stehe, ebenso alle Beteiligten 
die Verantwortung für einen sparsamen 
und umweltgerechten Einsatz der Res-
sourcen im Krankenhaus tragen.

KGNW-Geschäftsführer Matthias Blum begrüßte die über 150 Teilnehmer des Krankenhaus-Umwelttages.
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Die Themen der Vorträge und Workshops 
dieser Veranstaltung reichten von „Nach-
haltiger Einkauf für Krankenhäuser“ über 
„Gestaltung von Außenanlagen und 
Dachbegrünungen“ bis hin zu umwelt-
freundlichem Mobilitätsmanagement für 
Krankenhäuser. 

Zum Abschluss des Umwelttages wurde 
der Posterpreis der KGNW „Nachhaltige 
Umweltschutzprojekte im Krankenhaus“ 
verliehen. Es wurden vorbildliche Projek-
te aus Krankenhäusern zusammengetra-
gen um so Anregungen für andere Kran-
kenhäuser zu geben.

Interessierte Besucher der Poster-
ausstellung: Udo Mager, Geschäfts-
führer der Wirtschaftsförderung Dort-
mund; Barbara Steffens, Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfle-
ge und Alter NRW; Robert Färber, 
Referent Krankenhausorganisation 
KGNW und Wolfgang Siewert, Tech-
nischer Direktor Katholische Kliniken 
Ruhrhalbinsel Essen und FKT-Re-
gio nalleiter NRW Süd (v. l. n. r.).

Jury und Preisträger des KGNW-Posterpreises: Dr. Horst Pomp, Vorsitzender der Jury; Martin Scherrer, Leiter des 
Referats Umwelt und Hygiene der Fachvereinigung Krankenhaustechnik e.V. (FKT), Mitglied der Jury; Peter Gill-
mann  Umweltschutz- und Abfallbeauftragter der LWL Klinik Münster; Anika Theys Umweltschutz- und Abfallbeauf-
tragte LWL Klinik Lengerich; Thomas Voss, Leiter Abteilung Wirtschaft, Versorgung Technik der  LWL Kliniken Len-
gerich und Münster;Burkhard Fischer, Leiter des Referats Krankenhausorganisation, EDV und Statistik der KGNW; 
Silvia Hermes, Umweltbeauftragte Universitätsklinikum Münster; Robert Färber, KGNW, Mitglied der Jury (v. l. n. r.)
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Das KGNW-FORUM als nordrhein-west-
fälischer Krankenhaustag bietet auch in 
diesem Jahr wieder eine Plattform zur 
Diskussion aktueller gesundheits- und 
krankenhauspolitischer Themen.

Im Mittelpunkt des am 8. Dezember 2010 
im swissôtel Düsseldorf/Neuss stattfin-
denden KGNW-FORUMs steht das 
Thema „Krankenhäuser im Spannungs-
feld der Politik – Wohin führt der Weg?"

Der Fokus liegt auf den Plänen der Bun-
desregierung zur Gesundheitsreform und 
die Konkretisierung der Reforminhalte im 
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
zum GKV-Finanzierungsgesetz und den 
mit dieser Reform ver bundenen Auswir-

kungen auf die Krankenhäuser und die 
flächendeckende medizinische Versor-
gung der Patienten.

Die neue NRW-Gesundheitsministerin 
Barbara Steffens hat ebenso wie die 
 Parlamentarische Staatssekretärin im 
Bun desgesundheitsministerium, Annette 
Widmann-Mauz, ihre Teilnahme zuge-
sagt. Weiterhin werden die Vorstandsvor-
sitzende der BARMER GEK; Birgit 
Fischer, der Vorsitzende der KV Nord-
rhein, Bernd Brautmeier, und der Haupt-
geschäftsführer der DKG, Georg Baum 
am diesjährigen nordrhein-westfälischen 
Krankenhaustag teilnehmen. Durch die 
Veranstaltung wird Dr. Uwe Preusker füh-
ren.

KGNW-FORUM 
am 8. Dezember 2010

Der mit 1.000 Euro dotierte erste Preis 
ging an die LWL Klinik Lengerich für das 
Projekt Apfelsaft, bei dem die Streuobst-
wiesen des Klinikgeländes von Mitarbei-
tern und Patienten gemeinsam bewirt-
schaftet werden. 

Die LWL Klinik Münster erhielt für ihr Pro-
jekt Jubiläumsbäume den mit 750 Euro 

dotierten zweiten Preis. Für jeden Mitar-
beiter mit einem runden Dienstjubiläum 
wird ein besonderer Baum auf dem Grund-
stück des Krankenhauses ge  pflanzt.

Das Projekt der Begrünung der Flachdä-
cher des Universitätsklinikums Münster 
belegte den dritten Platz. Das UK Müns-
ter erhielt dafür 500 Euro.


